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In der beruflichen Vorsorge hat sich ge-
mäss der Pensionskassenstatistik von
2013 ein Gesamtvermögen von mehr
als 720 Mrd. Franken angesammelt.
Dieses Vermögen wird in knapp 2’000
Vorsorgeeinrichtungen treuhänderisch
betreut. Viele mittlere und grosse Pri-
vatunternehmen haben autonome Vor-
sorgeeinrichtungen für ihr Personal ge-
gründet. Kleinere Unternehmen hinge-
gen nehmen die Dienste und Garantien
der Sammel- und Gemeinschaftsstif-
tungen von Lebensversicherungsgesell-
schaften, Banken oder Berufsverbänden
in Anspruch.

Noch immer wird die Führungsar-
beit in den meisten Vorsorgeeinrichtun-
gen von ehrenamtlichen Stiftungsräten
im Milizsystem wahrgenommen. Der
paritätisch aus Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmervertretern zusammengesetzte
Stiftungsrat ist als oberstes Organ zu-
ständig für die Führung der Vorsorge-
einrichtung und damit für die Verwal-

tung des Stiftungsvermögens. Die Stif-
tungsräte der Vorsorgeeinrichtung be-
finden sich allzu oft in einem Dilemma
zwischen volatilen Kapitalmärkten,
versicherungstechnischen Unwägbar-
keiten, strukturellen Herausforderun-
gen der Arbeitgeber und gestiegenen
Ansprüchen der Versicherten.

Verantwortung zu übernehmen be-
deutet, dafür zu sorgen, dass (in be-
stimmten Situationen) das Notwendige
und Richtige getan wird und kein
Schaden entsteht. Sollte ein Schaden
entstehen, tragen die dafür Verantwort-
lichen die Folgen. So haften Stiftungs-
räte für den absichtlich oder fahrlässig
verursachten Schaden solidarisch und
unbeschränkt mit ihrem gesamten pri-
vaten Vermögen. Angehende Stif-
tungsräte bekunden deshalb zu Recht
das Bedürfnis, sich vor Annahme eines
Mandates angemessen absichern zu
lassen. Die Absicherung kann durch
den Arbeitgeber, der die Vorsorgeein-
richtung sponsert, erfolgen, oder die
Vorsorgeeinrichtung schliesst eigens
für die Stiftungsratsmitglieder eine
Haftpflichtversicherung ab.

Arbeitgeber bzw. deren Vorsorge-
einrichtungen, die dies nicht erkennen
und keine entsprechenden Vorkehrun-
gen treffen, werden zunehmend Mühe
bekunden, geeignete Kandidaten für
den Stiftungsrat zu gewinnen.

Die Haftung der Stiftungsräte
im allgemeinen. . .
Eine Stiftung ist gemäss Art. 80 ZGB
ein gewidmetes Vermögen mit eigener
Rechtspersönlichkeit. Sie handelt vor
allem durch den Stiftungsrat und unter-
steht einer staatlichen Aufsichtsbehörde.
Seit dem 1.1.2006 gilt das revidierte
Stiftungsrecht. Dabei wurden die An-
forderungen an die Professionalität der
Stiftungen weiter erhöht. Der Stiftungs-
rat ist das oberste Organ der Stiftung.

Er hat einzustehen nach Massgabe der
allgemeinen Haftungsregelungen. Ge-
genüber der Stiftung selbst haftet der
Stiftungsrat ähnlich wie ein Arbeitneh-
mer aus (Anstellungs-)Vertrag und aus
unerlaubter Handlung. Gegenüber Des-
tinatären und Dritten haftet er nur für
unmittelbaren Schaden aus unerlaubter
Handlung.

Die Anforderungen an die Sorgfalt
und das Verschulden, die gleichermas-
sen für Arbeitgeber- und Arbeitneh-
mervertreter gelten, sind denjenigen
von Verwaltungsräten ähnlich. Die Er-
teilung der Décharge, wie dies das Ak-
tienrecht für die Verwaltungsratsmit-
glieder vorsieht, gibt es im Stiftungs-
recht hingegen nicht. Es widerspräche
dem Wesen der Stiftung, da die Stiftung,
anders als eine Aktiengesellschaft,
nicht frei auf Vermögenswerte verzich-
ten darf, um Stiftungsräte zu entlasten.

Eine Haftungsbeschränkung des
Stiftungsrates kann nicht vereinbart
werden. Wer sich in den Stiftungsrat
wählen lässt, obgleich ihm die notwen-
digen Fähigkeiten fehlen, dem kann ein
Übernahmeverschulden vorgeworfen
werden. Auch Unerfahrenheit, man-
gelnde Kenntnis und Zeitmangel sowie
Fernbleiben von Sitzungen oder Stimm-
enthaltung bei kritischen Entscheidun-
gen entlasten nicht.

. . .und bei BvG-Stiftungen
im Besonderen
Für Vorsorgestiftungen gelten zudem
die Bestimmungen des BVG. Zusätz-
lich zu Art. 80 ff. ZGB können Stif-
tungsräte deshalb für den absichtlich
oder fahrlässig verursachten Schaden
wie folgt behaftet werden: 
• Art. 52 BVG: Haftung gegenüber der
Stiftung;
• Art. 56a BVG: Haftung gegenüber
dem Sicherheitsfonds bei Insolvenz
der Vorsorgeeinrichtung.
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Wie ehrenamtliche Stiftungsräte einer
 Pensionskasse es vermeiden, dass sie
mit ihrem privaten vermögen haften müssen
Der Umgang mit dem vorsorgevermögen, das im Interesse der versicherten sorgfältig, effizient und sicher
zu verwalten ist, bringt für alle daran Beteiligten eine hohe verantwortung mit sich. Stiftungsräte bekunden
zu recht ein Bedürfnis, sich angemessen abzusichern. vorsorgeeinrichtungen, die dies nicht erkennen,
 werden Mühe haben, geeignete Kandidaten für den Stiftungsrat zu gewinnen.
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Für die Pflichten des BVG-Stiftungs -
rates sind das BVG und die BVV 2
 sowie die Pflichten im Zusammenhang
mit der Vermögensanlage massgebend.
Unter anderem zählen diese die nicht
delegierbaren Aufgaben des Stiftungs-
rates in weitgehender Analogie zum
Pflichtenheft des Verwaltungsrates bei
Aktiengesellschaften auf.

Wichtiger denn je wird für den Stif-
tungsrat ein nachhaltiges und gut do-
kumentiertes Risikomanagement. Die
Strukturen, Prozesse und Instrumente
einschliesslich der internen Kontrolle
müssen professionellen Anforderun-
gen genügen. Eine lückenlose Doku-
mentation dessen, wie die Führungs-
aufgaben wahrgenommen werden, ist
unverzichtbar.

Mit Bezug auf die Verantwortlich-
keit der einzelnen Stiftungsratsmitglie-
der besteht kein Unterschied zwischen
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertre-
tern. Da sowohl Arbeitgeber- als auch
Arbeitnehmervertreter in der Regel beim
Arbeitgeber angestellt sind, können In-
teressenkonflikte entstehen. Hier ist zu
betonen, dass die Verantwortung ge-
genüber der Vorsorgeeinrichtung als
Stiftungsrat der arbeitsvertraglichen
Treuepflicht gegenüber dem Arbeitge-
ber vorgeht. Die Stiftungsratsmitglie-
der haben die Interessen der Stiftung
über jene ihres Arbeitgebers zu stellen.

Wann haftet der arbeitgeber?
Macht die Stiftung eine Schadenersatz-
forderung gegenüber einem Stiftungs-
rat geltend, so kann dieser unter Um-
ständen auf seinen Arbeitgeber zurück-
greifen. Sofern die Voraussetzungen
der Geschäftsherrenhaftung (Art. 55
OR) gegeben sind, haftet der Arbeitge-
ber nämlich aufgrund seiner Stellung
für Schäden, die sein Arbeitnehmer ge-
genüber Dritten – hier gegenüber der
Stiftung – verursacht hat. Es dürfte
zum Betriebsrisiko des Arbeitgebers
gehören, wenn dem Arbeitnehmer auf-
grund seiner Arbeitstätigkeit ein Scha-
den entsteht. Um eine Haftung zu ver-
meiden, hat der Arbeitgeber deshalb
dafür besorgt zu sein, dass der Arbeit-
nehmer seinen Pflichten als Mitglied
des Stiftungsrates nachkommt. Das
Unternehmen sollte sich aus eigenem
Interesse um eine sorgfältige Führung
der Vorsorgeeinrichtung kümmern.

Durch diese Einflussnahme auf die
 Tätigkeit seiner Vorsorgeeinrichtung
läuft der Arbeitgeber allerdings Ge-
fahr, als faktisches Organ von der Stif-
tung direkt zur Rechenschaft gezogen
zu werden. Die Abgrenzung zwischen
gebotener Einflussnahme und Ein -
nahme einer Position, welche eine Ver-
antwortlichkeit als faktisches Organ
mit sich bringt, ist jedoch schwierig.

In der Praxis kommt es häufig vor,
dass der Arbeitgeber – ohne einen Ge-
richtsentscheid über die Verantwort-
lichkeit abzuwarten – die entstandenen
Schäden deckt und damit den Stif-
tungsrat vor einem Schadenersatzan-
spruch schützt. Dies geht jedoch nur
solange als die Arbeitgeberfirma zum
Zeitpunkt der Entschädigung solvent
ist. Ansonsten verbleibt der Stiftungs-
rat mit seinem privaten Vermögen in
der Haftung. Dies gilt auch umgekehrt
für den Arbeitgeber, der im Fall einer
Haftung als Geschäftsherr sein Rück-
griffsrecht auf den Stiftungsrat im Fall
von grobfahrlässigem Verschulden oder
gar absichtlichem Handeln beanspru-
chen möchte.

Haftpflichtversicherungen
für Stiftungsräte 
Die schwierige Abgrenzung zwischen
Stiftungsrat und Arbeitgeber bezüglich
der ultimativen Kostenträgerschaft für
Schadenersatzansprüche aus der Stif-
tungsratstätigkeit bei einer Arbeitgeber-
gesponserten Vorsorgeeinrichtung be-
darf einer einfacheren Lösung. 

Der Transfer der Vermögensschaden-
Haftungsrisiken – seien es diejenigen
der Stiftungsräte oder die des Arbeit -
gebers – hin zu einem Versicherer er-
möglicht es, langwierige und kostspie-
lige Verfahren der Haftungszuordnung
zu vermeiden und Kreditrisiken im Fall
eines Rückgriffs-Anspruchs vorzubeu-
gen. Gewinner einer solchen Lösung
sind die Destinatäre, die Stiftungsräte
und der Arbeitgeber. Der Versicherer
lässt sich diesen Transfer durch eine
jährliche Prämie entgelten.

Seit etlichen Jahren können Stif-
tungsräte auf Anfrage in die Organ-
haftpflichtversicherung der Arbeitge-
berfirma eingeschlossen werden. Einer
der Vorteile davon ist, dass der Arbeit-
geber die Prämienkosten trägt und da-
mit die Stiftungsrechnung entlastet.

Diese Lösung hat jedoch einige Nach-
teile, denn die Organhaftpflichtversi-
cherung schliesst Ansprüche aufgrund
operationeller Fehler, die sich im Ta-
gesgeschäft der Vorsorgeeinrichtung er-
geben, grundsätzlich aus. Einige Versi-
cherer bieten daher eine Versicherungs-
lösung an, die die Berufshaftrisiken der
Stiftung und die Organhaftrisiken der
Stiftungsräte in einer kombinierten
 Police abdeckt.
Diese Lösung bietet Schutz für:
• Ansprüche gegen die Vorsorgeein-
richtung oder deren Stifter firma (Be-
rufshaftpflicht);
• das Privatvermögen der Organmit-
glieder;
• die Vorsorgeeinrichtung oder Stifter-
firma, sofern sie die Organe schadlos
halten; 
• und – sofern vereinbart – die Vorsorge-
einrichtung im Fall von strafbaren Hand-
lungen (Vertrauensschaden).
Sie bietet diesen Schutz durch:
• Übernahme von berechtigten Scha-
denersatzforderungen;
• Abwehr von unberechtigten Ansprü-
chen;
• und Kostenersatz für straf- und ver-
waltungsrechtliche Verfahren und wei-
tere im Versicherungsvertrag aufge-
führte Ausgaben.

Beim Einkauf von Versicherungen gilt
es wie immer, deren Ausschlüsse (und
«Nicht-Einschlüsse») zu identifizieren
und mit der Situation und den Bedürf-
nissen der Vorsorgeeinrichtung abzu-
stimmen.

Fazit
Die Anforderungen an den Stiftungsrat
haben sich in den letzten Jahren auf-
grund der Komplexität der gesetzli-
chen Vorschriften erhöht. Ein gut do-
kumentiertes Risikomanagement ist zur
Minimierung der persönlichen Haf-
tung für den Stiftungsrat unabdingbar
geworden. Nicht zuletzt kommt eine
adäquat ausgestattete Haftpflichtversi-
cherung dem legitimen Schutzbedürf-
nis von angehenden und bereits amtie-
renden Stiftungsräten entgegen. Sie
lassen sich so eher für eine verantwor-
tungsvolle, ehrenamtliche Tätigkeit im
Stiftungsrat verpflichten.
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